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Deutschland 

Fairneß 
im Wahlkampf 
Die CDU hat bisher weder die Regeln der 

a'rneß noch die Spielregeln der parla- 
mentarischen Demokratie bei Wahlausein- 
^dersetzungen verletzt. Sie ist jederzeit zu 
^sprächen mit den anderen Parteien über 
Jfnünftige Regelungen bereit. Hätten sich 
"e anderen so verhalten, wie die CDU 
s stets getan hat, wäre das nicht notwendig. 

Jes stellte Heiner Geißler zu den Vorschlägen 
r ©in Wahlkampfabkommen fest. Entscheidender 

, s ein  Fairneß-Abkommen zwischen den demo- 
atischen  Parteien  ist  es,  daß  die  Führungen 

re
r Politischen Parteien den Wahlkampfstil in ih- 

Sg
n eigenen Reihen regeln. Es hängt also im we- 

p0?tlicnen vom Willen und der Bereitschaft der 
^''tischen  Führung in den Parteien ab, ob der 
i*hlkampf fair geführt wird. Sie muß die Dinge 

Qer eigenen Partei handhaben. 

ej r Erschlag, eine „unabhängige Schiedsstelle" 
Zurichten, die im Falle eines Fairneß-Abkom- 

5inhS darüber wacnen soll, ob eine solche Ver- 
WimarUng von den Parteien auch eingehalten 
W mUß sor9fält'9 geprüft werden. Auch die Er- 
% 9 einer neuen Institution darf jedoch kei- 
<j6r D^luchtweg  aus  der  eigenen  Verantwortung 

Parteien darstellen. 

Bonn, den 18. Oktober 1979 
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INFORMATION 

Union drängt weiterhin auf 
Familiengeld für 
nichterwerbstätige Mütter 
Die Union setzt sich nach wie vor mit 
Nachdruck dafür ein, daß auch die 
nichterwerbstätigen Mütter und Väter, 
die in den ersten sechs Monaten nach 
der Geburt ein Kind versorgen und kei- 
nen Anspruch auf Mutterschaftsgeld ha- 
ben, ein Familiengeld erhalten sollen. 
Die CDU/CSU-geführten Länder haben 
im Bundesrat einen entsprechenden 
Gesetzesantrag eingebracht, der für 
diesen Personenkreis vom 1. Januar 
1980 an monatlich 500— DM für diese 
sechs Monate vorsieht. Schon bei den 
Beratungen des Gesetzes zur Einfüh- 
rung eines Mutterschaftsurlaubes für 
erwerbstätige Mütter hatten die unions- 
geführten Länder wie die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion diese Forderung 
gestellt. Sie wurde jedoch von der 
SPD/FDP-Koalition abgelehnt. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Vor jedem Bundestagswahlkampf wird 
der Vorschlag erneuert, ein Wahlkampf- 
kosten-Begrenzungsabkommen zwi- 
schen den Parteien zu schließen. Hierzu 
ist zu sagen: Die CDU führt einen spar- 
samen Wahlkampf. Es handelt sich ne- 
ben den Beiträgen der Mitglieder und 
Spenden ja auch um Steuergelder. Wir 
müssen mit diesem Geld auskommen. 
Der Regierungskoalition von SPD und 
FDP dagegen steht außerdem die ge- 
samte Propagandamaschine der Bun- 
desregierung zur Verfügung. Die Re- 
gierungsparteien können deshalb leicht 
von sparsamer Wahlkampfführung spre- 
chen. 

In der Begründung wird darauf hinge- 
wiesen,   daß   es  für  die   Entwicklung 
eines  Kindes von entscheidender Be- 
deutung sei, daß sich ein Elternteil in 
den ersten Lebensmonaten voll desse 
Erziehung   und   Pflege  widme.   Diese^ 
Zielsetzung werde das Gesetz zur Ein- 
führung     eines     MutterschaftsurlauD 
nicht ausreichend gerecht. Es sehe le- 
diglich   ein   Mutterschaftsgeld   für   ' 
einem Arbeitsverhältnis stehende Fra ' 
en vor.  Mütter,  die im  Interesse ihr 
Kinder  auf  eine  Erwerbstätigkeit ve 
zichteten, dürften jedoch nicht benac 
teiligt werden.  Darüber hinaus  müs 
auch der nichterwerbstätige Vater, d 

sich der Erziehung  und Pflege sein 
Kindes widme, Familiengeld beansp 
chen können. Anspruchsberechtigt s 
jedoch jeweils nur ein Elternteil sein. 

Heizölkostenzuschuß: 
unbürokratisch verfahren 
Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem ö* 
setzentwurf zur Gewährung eines e' 
maligen     Heizölkostenzuschusses    z. 
weil die sozial Schwächsten nicht W 
ter unter den hohen Heizölkosten le"° 
sollen. Das trifft vor allen Dingen für 
Heimbewohner zu, die ebenfalls in ö 
Genuß des Zuschusses  kommen ko 
nen und die keinen Einfluß darauf » 
ben,  welche  Energie  in  ihrer Einri ^ 
tung verwandt wird. Wir müssen Jed°irTl 

betonen,   erklärte   Gerhard   Braun 
Bundestag hierzu, daß sich die Buno 
regierung mit diesen sogenannten 
maligen   Zuschüssen   auf   die   Da^jf 

nicht über die Runden retten kann.   ,fi 
erwarten,  daß  aus  der Andeutung 
Vorspann    des   Gesetzentwurfes 
sichtlich der „auf die Dauer unumga ^ 
liehen Umstellung" auf andere Energ 
sehr bald eine konkrete Vorlage wiro- 
Nur ca. 30% der Anspruchsberech 
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,en haben 1973 von dem Heizkostenzu- 
schuß Gebrauch gemacht. Vielleicht 

ar  damals  das  Antnagsverfahren  zu 
^rokratisch. Bund und Länder sollten 
"es tun, damit so unbürokratisch und 
0 schnell wie möglich die Berechtigten 
nr Geld erhalten. 

^eibeträge für 

lg 
D und FDP sind nicht bereit, die seit 

Juh° fest9escnriebenen Freibeträge für 
^biläumsdienstzeiten maßvoll zu erhö- 

®n- Hierzu erklärte das Mitglied des 
ndestags-Finanzausschusses     Hans- 
r9en Stutzer: Die allgemeine Verkür- 

^ n9 der Lebensarbeitszeit durch  die 
Führung   der  flexiblen   Altersgrenze 
d die Verlängerung der Ausbildungs- 
'ten  habe dazu  geführt,  daß immer 

j. liger Arbeitnehmer eine 40-, 50-, 60- 
J|r|ge   Betriebszugehörigkeit   erreich- 
l9?»Aus diesem G^nde habe bereits 
'8 die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

y\nBundesregierung aufgefordert, eine 
^erungsverordnung       vorzubereiten, 
Sch steuerfreie «Jubiläumszuwendungen 
JJ°n beim 35jährigen, 45jährigen so- 
ljc,   be'm  55jährigen  Jubiläum  ermög- 

B'ne pauschale Zuerkennung 
er Staatsbürgerschaft 
\ Vorschlag des Beauftragten der 
ge 

desregierung für Arbeitnehmerfra- 
D6 '       Kühn,       die       Bundesrepublik 

W.SChland solle als "E'nwanderer- 
v0 deklariert werden und Kindern 
9Uf Ausländern solle ein Optionsrecht 
6j    

dle   deutsche   Staatsangehörigkeit 
t9bafräumt werden' sei völlig unakzep- 
Mü

eV erklärte CDU-MdB Prol   Abelein. % 
*Hch 

n begründeten Einzelfällen — wie 

deutsche Staatsangehörigkeit zuer- 
kannt werden. Eine Zuerkennung in 
pauschaler Form würde langfristig Pro- 
bleme schaffen, die im Interesse aller, 
gerade auch der Ausländer, vermieden 
werden müßten. Es gehe vielmehr dar- 
um, daß die Ausländer in ihre Heimat 
zurückkehren könnten. Abelein meint, 
die Europäische Gemeinschaft sollte 
daher Lösungen anstreben, die es über- 
flüssig machten, daß Angehörige frem- 
der Völker aus sozialen Gründen ihre 
Heimat verließen. Eine wichtige Voraus- 
setzung dafür sei es, den Angehörigen 
fremder Völker in der Bundesrepublik 
Deutschland ihre nationale Identität zu 
erhalten. 

Sozialausschüsse werfen 
Loderer Unverständnis vor 
Die Feststellung des IG-Metall-Vorsit- 
zenden Eugen Loderer, die Pläne zur 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
seien ein „soziales Täuschungsmanö- 
ver", ist von den Sozialausschüssen der 
Union zurückgewiesen worden. Der 
Schatzmeister der CDA, MdB Wolfgang 
Vogt, bescheinigte der Behauptung des 
Gewerkschaftsführers einen „diffamie- 
renden Charakter". Sie zeuge von 
einem bedauerlichen Unverständnis für 
die Bedeutung der Arbeitnehmerbeteili- 
gung am Produktivkapital für die gesell- 
schaftliche Stellung des Arbeitnehmers 
und die wirtschaftliche Entwicklung. 
Vogt hatte erst kürzlich gefordert, den 
Tarifparteien die Möglichkeit zu geben, 
Vereinbarungen über investive Einkom- 
mensbestandteile zu treffen. 

Bewerbern wird 
Adenauer-Erklärung vorgelegt 
Bewerbern um eine Stelle bei der Bun- 

bisher — sollte Ausländern  die | desanstalt für Arbeit wird bei Vertrags- 
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abschluß  ein  Auszug  aus  einem  Be- 
schluß der Bundesregierung von  1950 
über die Treuepflicht von Staatsbedien- 
steten ausgehändigt, wie ein Sprecher 
der Nürnberger Behörde, der „Süddeut- 
schen Zeitung" zufolge, auf Anfrage be- 
stätigte.   Zur   Begründung   verwies   er 
darauf,  daß  dieser  Beschluß vom  19. 
September  1950,  der  die  Unterschrift 
des damaligen Bundeskanzlers Konrad 
Adenauer   (CDU)   trägt,   bislang   nicht 
aufgehoben worden sei. Eine Abschrift 
des   Auszugs   hatten   die   „Hessischen 
Komitees    gegen     Berufsverbote"    in 
Frankfurt veröffentlicht. Darin heißt es, 
wer als Beamter, Arbeiter oder Ange- 
stellter im Bundesdienst Bestrebungen 
gegen  die freiheitliche  demokratische 
Staatsordnung unterstütze, mache sich 
einer     „schweren      Pflichtverletzung" 
schuldig. Beschäftigte, die ihre „Treue- 
pflicht    gegenüber    der    Bundesrepu- 
blik" auf diese Weise verletzten, sollten 
„unnachsichtig"  sofort  aus  dem   Bun- 
desdienst entfernt werden. 

Dringend nötige Reform 
des Beihilferechts 

Zu der längst fälligen und immer noch 
nicht verwirklichten Reform des Beihil- 
ferechts erklärte der stellv. Vorsitzende 
des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages, Ulrich Berger (CDU), es 
sei zum Teil unsozial und familienfeind- 
lich. Unsozial beispielsweise, weil die 
Einkommensschwachen und die Ver- , 
sorgungsempfänger eine Eigenbela- ! 
stung für die Krankenfürsorge bringen | 
müßten, die unzumutbar hoch sei. Die 
Belastung könne bei diesem Personen- 
kreis bis zu 20 v. H. der Versorgungsbe- 
züge betragen. Zum Vergleich: wären 
alle aktiven Beamte freiwillige Mitglie- 
der der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung, so müßten sie nur 11,8 v. H. ihrer 

Bruttobezüge bis zur Beitragsbemes- 
sungsgrenze von 3 400,— DM aufbrin- 
gen. Familienfeindlich sei das geltende 
Beihilferecht, weil es die kinderreichen 
Familien benachteilige. Vom 4. Kind an 
seien diese Familien von der Progres- 
sion des Beihilfesatzes ausgeschlossen. 
Der Beihilfesatz betrage dann einheit- 
lich nur 70 v. H. 

Entgiftung von Autoabgasen 
Der Vorsitzende des Fachausschusses 
„Energie und Umwelt" der CDU, Heinz 
Riesenhuber, hat der Bundesregierung 
vorgehalten, ihre Umweltpolitik ende 
immer häufiger im Stillstand. Vielfach 
wirke sie widersprüchlich und trage zur 
Verunsicherung bei. Riesenhuber be- 
mängelte insbesondere den Stand der 
Bemühungen zur Entgiftung von Auto- 
abgasen. In der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage der CDU/CSU habe die Regie- 
rung zwar die Gesundheitsgefährdung 
durch die in den Abgasen enthaltenen 
Schadstoffe bestätigt, zugleich aber 
einräumen müssen, daß ihre Anstren- 
gungen, den Giftgehalt herabzusetzen, 
bisher hinter den selbst gesetzten Zie- 
len zurückgeblieben sei. 

Noch Anmeldungen zum 
Sportkongreß möglich 

Am 23. und 24. Oktober veranstaltet die 
CDU im Bonner Konrad-Adenauer-Haus 
einen Kongreß, der sich mit Zukunfts- 
perspektiven des Deutschen Sports 
auseinandersetzen wird. Schwerpunkt 
der Beratungen soll die private und 
öffentliche Förderung des Sports sowie 
die Zukunft der Olympischen Spiele 
sein. Die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
nimmt noch Anmeldungen entgegen 
(Organisationsabteilung, Telefon 02221/ 
54 42 68). 
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BESCHLUSS DER REGIERUNGSCHEFS 

Entsorgung der Kernkraftwerke 
Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern haben am 28. September 
1979 einen Beschluß zu der 
Wichtigen Frage der Entsorgung der 
Kernkraftwerke gefaßt, dem für die 
politische und rechtliche Diskussion 
in den nächsten Monaten große 
Bedeutung zukommt. Nachfolgend 
der Wortlaut, der jetzt veröffentlicht 
wurde: 

O Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern nehmen den Bericht des von 
ihnen am 6. Juli 1979 eingesetzten 
Staatssekretärsausschusses zur Ent- 
sorgung der Kernkraftwerke zur Kennt- 
nis und stimmen der Berechnung des 
Zwischenlagerbedarfs für abgebrannte 
Brennelemente bis zum Jahre 2000 (An- 
lage 1 des Berichts) zu. Sie bekräftigen 
den Grundsatz, daß die sichere Ge- 
währleistung der Entsorgung der Kern- 
kraftwerke eine der unabdingbaren Vor- 
aussetzungen für die weitere Nutzung 
und für den weiteren begrenzten Aus- 
bau der Kernenergie bildet. 

f> Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern stimmen darin überein, daß die 
\/Vjederaufarbeitung der bestrahlten 
Brennelemente mit Rückführung der 
Unverbrauchten Kernbrennstoffe und 
£ndlagerung der Wiederaufarbeitungs- 
^tjfälle nach dem heutigen Stand von 
Wissenschaft und Technik sicherheits- 
technisch realisierbar ist und die not- 
wendige Entsorgung der Kernkraftwer- 
ke unter den Gesichtspunkten der Öko- 
logie wie auoh der Wirtschaftlichkeit 
Gewährleistet. Deshalb werden die Ar- 

beiten zur Verwirklichung des integrier- 
ten Entsorgungskonzepts fortgesetzt. 

0 Damit   die   notwendige   und    nach 
dem    Bericht    des    Staatssekretäraus- 
schusses   mögliche   Zwischenlagerung 
bestrahlter   Brennelemente   auf   einen 
möglichst   kurzen    Zeitraum    begrenzt 
wird,   muß   darauf   hingewirkt   werden, 
daß eine Wiederaufbereitungsanlage so 
zügig errichtet werden  kann, wie dies 
unter Beachtung aller in Betracht kom- 
menden Gesichtspunkte möglich ist. 
Die Regierungschefs kommen deshalb 
überein, daß die Arbeiten für das inte- 
grierte    Entsorgungskonzept    auf    der 
Grundlage   der   bereits   erzielten   For- 
schungs-   und   Entwicklungsergebnisse 
durch Untersuchungen, Gutachten von 
Sachverständigen,   sowie   Forschungs- 
und    Entwicklungsarbeiten    auch    mit 
dem   Ziel   der   sicherheitstechnischen 
Optimierung — unter Berücksichtigung 
der  Ergebnisse  des  Gorleben-Sympo- 
siums — unter Federführung des Bun- 
des fortgeführt werden. In diese Arbeiten 
sind Untersuchungen über Kapazitäten 
und Standortkriterien von Wiederaufbe- 
reitungsanlagen einzubeziehen. 

O Gleichzeitig werden auch andere 
Entsorgungstechniken, wie z. B. die 
direkte Endlagerung von abgebrannten 
Brennelementen ohne Wiederaufberei- 
tung, auf ihre Realisierbarkeit und si- 
cherheitstechnische Bewertung unter- 
sucht. Diese Untersuchungen werden 
so zügig durchgeführt, daß ein ab- 
schließendes Urteil darüber, ob sich 
hieraus entscheidende sicherheitsmäßi- 
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ge Vorteile ergeben können, in der Mit- 
te der 80er Jahre möglioh wird. 
0 Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern kommen überein, daß unter 
Federführung des Bundes der 
Bund/Länder-Ausschuß für Atomkern- 
energie die in Nr. 3 und 4 genannten 
Arbeiten begleitet, damit der Sachver- 
stand und die Erfahrung der atomrecht- 
lichen Genehmigungsbehörden der 
Länder bei der weiteren Entwicklung 
der Entsorgungsmöglichkeiten berück- 
sichtigt werden. 
© Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern begrüßen die Bereitschaft der 
Landesregierung von Niedersachsen, 
die Errichtung eines Endlagers in Gor- 
leben zuzulassen, sobald die Erkun- 
dung und bergmännische Erschließung 
des Salzstockes ergibt, daß dieser für 
eine Endlagerung geeignet ist. 
Die Erkundung und bergmännische Er- 
schließung des Salzstockes Gorleben 
wird deshalb zügig vorangeführt, so 
daß die für die notwendigen Entschei- 
dungen erforderlichen Kenntnisse über 
den Salzstock in der zweiten Hälfte der 
80er Jahre vorliegen. Zu diesem Zweck 
wird das laufende Planfeststellungsver- 
fahren für ein Endlager im Salzstock 
Gorleben fortgeführt und ggf. auf alle in 
Betracht kommenden Endlagerungsar- 
ten ausgedehnt. 
O Die oberirdischen Fabrikationsan- 
lagen für die eine oder andere Entsor- 
gungstechnik sowie die Anlagen des 
Bundes zur Sicherstellung der Endlage- 
rung der radioaktiven Abfälle werden 
spätestens zum Ende der 90er Jahre 
betriebsbereit gemacht. 

O Es besteht Einvernehmen, daß für 
eine Übergangszeit die Zwischenlage- 
rungsmöglichkeiten ausgebaut werden 
müssen. Die Regierungschefs von Bund 
und Ländern begrüßen, daß die Landes- 

regierung von Nordrhein-Westfalen wei- 
terhin bereit ist, ein externes Zwischen- 
lager  für   abgebrannte   Brennelemente 
aus   Leichtwasser-Reaktoren   zu   über- 
nehmen und dabei davon ausgeht, da 
zum Zeitpunkt der ersten  Einlageruns 
von abgebrannten Brennelementen di 
Aufnahmefähigkeit  des  Salzstockes ' 
Gorleben  gesichert erscheint  und dj 
Entscheidung  über die anzuwendend 
Entsorgungstechnik positiv getroffen »• 
Sie begrüßen die Bereitschaft auch de 
Landesregierung    von    Niedersachse < 
ein   externes  Zwischenlager  aufzune 
men. Sie nehmen mit Befriedigung z 

Kenntnis, daß einige Länder auch durc 
Zulassung von  Kompaktanlagen  ein 
Beitrag zur Entsorgungsfrage für ei 
Übergangszeit leisten. . 
Sie  stimmen   überein,  daß  die  Err'   r 
tung  weiterer  externer  Zwischenlag 
im Laufe der 90er Jahre notwendig w 
den kann. Sie werden dann alles      ' 
um die Errichtung weiterer Zwischen 
ger zu gewährleisten. J 

O Die Regierungschefs von Bund u 

Ländern  stellen  fest,  daß  mit  dies 
Beschluß die am 6. Mai 1977 von inn 
festgelegten   „Grundsätze   zur   Ent ^ 
gungsvorsorge für Kernkraftwerke 
Kern bestätigt sind. Der Bund-Land 
Aussohuß für Atomkernenergie wird 
her beauftragt, entsprechend dem     , 
stehenden Beschluß zu 1 bis 8 die 9 
tenden    Entsorgungsgrundsätze   ap 

passen. 

def 

Wie heillos zerstritten die SPD in ^ 
Kernenergiefrage ist, zeigte sich ern 
bei der Debatte im Hessischen Land,e(1t 
Einsam    verteidigte    Ministerpräs'd 
Börner die Vereinbarung der M'nl* 0p 
Präsidenten;  aus den eigenen  Re' 
fand sich keiner, der ihm beigesp 
gen wäre mit dem Bekenntnis: So 
ke ich auch 
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• BRESCHNEW-ANGEBOT 

Die sowjetische Panzer- und 
Raketenübermacht bleibt bestehen 
Der sowjetische Staats- und Partei- 
Jef Breschnew hat in seiner Ost- 
Berliner Rede am 5. Oktober 1979 
^gekündigt, 20000 sowjetische 
Soldaten und 1 000 Panzer aus der 
Ö°R abzuziehen und die Zahl 
Jjsr Mittelstreckenwaffen (mobile 
sS-20-Raketen und Backfire-Über- 
Schallwerkflügelbomber) zu redu- 
zieren, falls der Westen keine 
e'9enen Waffen dieser Gattung auf 
Westeuropäischem Territorium 
Rationiert. Die politische und stra- 
tegische Bewertung dieser An- 
kündigung hatte Helmut Kohl in 
£'D 34/79 gegeben. Nachfoldend die 

akten im militärischen Kräfte- 
Ver9leich: 

N ach dem im September herausge- 
gebenen Weißbuch  1979 des Ver- 

J^igungsministeriums     verfügt     der 
arschauer  Pakt  im  Truppenreduzie- 

t
Ungsraum (MBFR-Verhandlungen) Mit- 

I Europas    (Bundesrepublik   Deutsch- 
nd> Belgien, Niederlande, Luxemburg 

r  DDR,   Polen,   CSSR)   über   150 000 
^oldaten mehr als die NATO. Bei den 

arnpfpanzern    beträgt   die   Überzahl 
12 5oo. 

* Breschnew lediglich angeboten hat, 

>6n 

„ ^R-Reduzierungsraum        überhaupt 
y  ^t und  können, wie der ehemalige 

•teidigungsminister    Leber    kürzlich 

half6 "l"ruPPen "aus der DDR" abzuzie- 
d. h. hinter der Oder zu stationie- 
verlassen    diese    Truppen    den 
Reduzierungsraum 

erklärte, binnen vier Stunden wieder an 
den alten Standort verlegt werden. 

Im Ergebnis ändert sich am mitteleuro- 
päischen Kräfteverhältnis nichts. Falls 
die Truppen in die westlichen Militärbe- 
zirke der Sowjetunion zurückgezogen 
würden, verfügte der Warschauer Pakt 
in Mitteleuropa immer noch über 
130 000 Mann und 11 500 Panzer mehr 
als die NATO. 

Im Fall der Mittelstreckensysteme ste- 
hen 1 370 östliche 386 westlichen Waf- 
fensystemen gegenüber. Würde der 
Westen, wie es Breschnew in seiner 
Erklärung forderte, auf den Bau und die 
Stationierung neuer eurostrategischer 
Waffensysteme (Pershing-Il-Rakete, 
Cruise-Missile) verzichten, so bliebe 
die qualitative und quantitative Überle- 
genheit des Ostens — trotz geringer 
Reduzierungen — voll bestehen, da die 
Sowjetunion in der Zeit der Entspan- 
nungspolitik — seit 1969 — eine gigan- 
tische Aufrüstung betrieben hat. 

Extremisten bei Post und Bahn 
Minister Kurt Gscheidle (SPD) ist in 
seiner Partei wieder einmal in das 
Kreuzfeuer der Kritik geraten. Weil bei 
Bahn und Post zur Zeit 26 Ermittlungs- 
verfahren gegen Mitglieder extremisti- 
scher Parteien in Gang sind, griffen ihn 
vor allem die SPD-Vorstandsmitglieder 
Eppler und Koschnick scharf an. 
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RENTEN 

Für die Union 
ist die Besteuerung 
kein Thema 
Die Ankündigung einer „ausge- 
wogenen Lösung" bei der Neuord- 
nung der Alterssicherung zum 
1. Januar 1985, „die den Gene- 
rationenvertrag zwischen den 
Beitragszahlern und den Leistungs- 
empfängern stabilisiere", durch 
Bundesarbeitsminister Herbert 
Ehrenberg vor dem DAG-Bundes- 
kongreß in Mannheim ist eine neue 
Leerformel, die in der Sache und zur 
Lösung der Probleme nichts bringt. 

Auch die in erster Linie die Rentner 
belastenden Maßnahmen des 21. 

RAG wurden bekanntlich von Bundesar- 
beitsminister Ehrenberg als „ausgewo- 
gen" bezeichnet. Ehrenberg will offen- 
sichtlich den Eindruck erwecken, als 
habe das Bundesarbeitsministerium 
schon eine fertige Lösung für die Neu- 
ordnung der Hinterbliebenenversor- 
gung. In Wirklichkeit stochert das Bun- 
desarbeitsministerium und offensicht- 
lich auch die SPD noch mit der sprich- 
wörtlichen „Stange im Nebel" in dieser 
Angelegenheit herum, stellte MdB 
Heinz Franke in Bonn fest. 
Mit einer möglichen Änderung der Be- 
messungsgrundlage für Arbeitgeber- 
beiträge zur Rentenversicherung zeigt 
der Bundesarbeitsminister, daß er nach 
wie vor auf der Suche nach neuen Fi- 
nanzierungsquellen für die Neuordnung 
der Hinterbliebenenversorgung ist. Die 
CDU/CSU wendet sioh gegen eine Än- 
derung der Bemessungsgrundlage der 

Beiträge zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung, weil dies zu einer Reihe von 
negativen Auswirkungen führen würde. 
Rationalisierung     und     Technisierung 
würden   gehemmt,   Arbeitsplätze   ver- 
nichtet,   Investitionen  verteuert,  schon 
getätigten   Investitionen   die   Kalkula- 
tionsbasis entzogen. 

Schon 1963 wurde durch Wissenschaft- 
Hohe  Gutaohten   die  Anknüpfung  der 
Arbeitgeberbeiträge  an  den   Lohn  fjr 

sachgerecht befunden.  Die  Lohnbezo- 
genheit der Leistungen der Rentenver- 
sicherung würde durch eine Umbasie- 
rung  verwässert.  Die  Änderung  hätte 
Folgewirkungen  auch  für die  Organl' 
sation der Renten- und Krankenversi- 
cherungsträger   und   negative   Auswir- 
kungen auf die Selbstverwaltung. 

Der Umsatz als neue Meßlatte für SO' 
zialbeiträge stellt letztlich eine Sonder- 
steuer dar, die bei einer Verringerung 
des Wirtschaftswachstums und der ?*Q' 
duktivität für Versicherte und  Rentn 
von Nachteil wäre. Eine sinnvolle Alte.^ 
native zur Bemessung der Sozialbeitr^' 
ge an den Löhnen ist nicht erkennte • 

Zum dritten Komplex, der Besteuerung 
der   Renten,   versucht   der   Bundes^' 
beitsminister offensichtlich die Veruns'* 
cherung der Bürger, die durch die AU 
ßerungen   der   Staatssekretärin   An^ 
Fuchs in der Bevölkerung erzeugt wur 
den,   abzumildern.   Die   Aussage,   ein 
Änderung in der Besteuerung dürfe W 
der  ein   Mittel  zur  Stabilisierung  d 

Finanzlage     der     Rentenversicherung 

noch ein Instrument zum Abbau derj?°s 

zialleistungen werden, muß als bloß® 
Lippenbekenntnis gedeutet werden, s 

lange  eine stärkere  Besteuerung der 

Renten von der SPD ernsthaft erwoge 

wird. Für die CDU/CSU ist die ßesteu® 
rung der Renten aus der gesetzlich 
Rentenversicherung kein Thema. 
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KOALITION 

Anti-Terror-Gesetze 
nicht ändern 
Zu den Absichten in der FDP-Fraktion 
und beim Bundesinnenminister, die zur 
Bekämpfung von Terror- und Gewaltkri- 
minalität vom Bundestag in den letzten 
Jahren beschlossenen Gesetze in we- 
sentlichen Teilen aufzuheben, erklärte 
der Vorsitzende des innen- und rechts- 
politischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Benno 
Erhard: 
Zum Wesen unseres freiheitlichen 
Rechtsstaates gehört auch die regelmä- 
ßige kritische Selbstüberprüfung des 
Gesetzgebers. Aber die weitgehende 
Revision der Anti-Terror-Gesetze, zu 
der unter Anführung von Frau Mat- 
thäus-Maier und Herrn ,Baum jetzt Teile 
der Koalition sich anschicken, läuft auf 
etwas anderes hinaus: Hier versucht 
eine Art von Liberalismus Oberwasser 
zu gewinnen, die offenbar nicht von 
dem irrationalen Vorurteil loskommt, 
daß nicht Terror und Gewaltkriminalität, 
sondern der demokratische Rechtsstaat 
selbst der große Gefährder bürgerlicher 
Freiheit sei, und daß es die überragen- 
de Aufgabe des Staates sei, dem einer 
Straftat Verdächtigen mehr Schutz zu 
gewähren als dem friedlichen und 
rechtstreuen Bürger. 
Weder sachliche Notwendigkeiten noch 
der massive Einsatz des Kanzlers und 
des FDP-Vorsitzenden Genscher für 
das Zustandekommen der jetzt attak- 
kierten Gesetze berühren die Matthäus, 
Baum und Anhänger. An ihrer ideologi- 
schen Besessenheit zeigt sich, von wo 
dem freiheitlichen Rechtsstaat wirklich 
Schaden droht: nicht von notwendigen 
und richtigen Gesetzen zu seiner Ver- 

teidigung, sondern von ehrgeizigen und 
ideologieblinden Politikern, die die Be- 
dürfnisse ihrer Klienten mit denen des 
Rechtsstaates verwechseln. 

FDP koaliert häufiger mit 
der CDU als mit der SPD 
In den Städten Nordrhein-Westfalens 
gibt es etwa doppelt so viele CDU/FDP- 
Koalitionen wie SPD/FDP-Bündnisse. 
Dies ist das Ergebnis einer Statistik der 
Sozialdemokratischen Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik (SGK) in Düsseldorf. 
Bei einer Befragung von SPD-Ortsorga- 
nisationen ergab sich, daß in 45 Städten 
Nordrhein-Westfalens der jeweilige 
CDU-Bürgermeister mit den Stimmen 
der FDP gewählt worden ist. Lediglich 
in 25 Rathäusern ist die FDP eine Koali- 
tion mit den Sozialdemokraten einge- 
gangen. Aus der SGK-Übersicht geht 
weiter hervor, daß die FDP in Großstäd- 
ten überwiegend mit der SPD koaliert. 
In Klein- und Mittelstädten jedoch do- 
minieren die Bündnisse zwischen Libe- 
ralen und Christdemokraten. 

Sollen Fehlleistungen der 
SPD/FDP kaschiert werden? 
Durch die Einrichtung eines hausinter- 
nen Propagandareferates beim Bundes- 
minister für Wirtschaft solle offensicht- 
lich ein langfristiger Versuch unternom- 
men werden, die Prinzipien des Bun- 
desverfassungsgerichtsurteils über die 
Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregie- 
rung zu unterlaufen, erklärte der Vorsit- 
zende des Diskussionskreises Mittel- 
stand der CDU/CSU, MdB Hansheinz 
Hauser, in einer Stellungnahme zur 
Schaffung des neuen Referates „Infor- 
mation des gewerblichen und freiberuf- 
lichen Mittelstandes" im Wirtschaftsmi- 
nisterium. Hauser äußert die Vermu- 
tung, daß über dieses Referat mittel- 
standspolitische     Fehlleistungen     der 
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SPD/FDP-Bundesregierung kaschiert 
oder gar in Erfolge umgemünzt werden 
sollen. 

Kreutzer bleibt in der SPD 
Bonns höchster Beamter in Berlin 
bleibt weiterhin in der SPD: Ministerial- 
direktor Hermann Kreutzer, Chef des 
Bundeshauses, sollte wegen angeblich 
„parteischädigender Äußerungen" im 
„Deutschland-Magazin" aus der Partei 
ausgeschlossen werden. Eine Schieds- 
kommission unter dem Vorsitz von Ex- 
Innenminister Wolfgang Busch verwarf 
jedoch diesen Antrag von Kreutzers 
Heimatabteilung. Kreutzer hatte unter 
anderem davon gesprochen, daß Ein- 
flußagenten des Ostens „ganz stark in 
der SPD vertreten" seien. Die Parteifüh- 
rung habe gegen diese „fünfte Kolon- 
ne" nichts unternommen und in der 
geistig-politischen Auseinandersetzung 
mit dem Kommunismus versagt. 

Neue Steuer: 
der „Gaspfennig" 
Zu den Überlegungen des Forschungs- 
ministeriums, einen „Gaspfennig" ein- 
zuführen, erklärte der Berichterstatter 
für den Wirtschaftshaushalt im Haus- 
haltsausschuß, Michael Glos (CSU), 
nachdem die Belastung mit direkten 
Steuern das Maß des Erträglichen be- 
reits überschritten habe und durch im- 
mer höhere Schulden der Bundeshaus- 
halt tief in die roten Zahlen gefahren 
worden sei, kämen nun in fast allen 
Ministerien Überlegungen in Gang, wie 
man den Bürger auf andere Art und 
Weise zusätzlich schröpfen könne. 
Die Gedankenspiele im ßundesarbeits- 
ministerium zur Vollbesteuerung der 
Renten und zur Abschöpfung des Split- 
ting-„Vorteils" bei der Einkommensteu- 
er und die Überlegungen im For- 
schungsministerium     zur     Einführung 

eines Gaspfennigs liegen auf einer Li- 
nie. Der „Pfennig" würde, selbst wenn 
es bei einem Pfennig pro Kubikmeter 
bliebe, die Verbraucher mit über 60U 
Millionen DM jährlich belasten. Die ver- 
fassungsrechtlich ohnehin mehr als be- 
denkliche Pfennigwirtschaft würde wei- 
ter ausgedehnt. 

Umweltschützer verließ 
die SPD 
Prof. Dr. Roland Günter, Umweltschüt- 
zer und vor allem durch seinen Einsaß 
für   Arbeitersiedlungen   im   Ruhrgebie 
bekannt geworden, hat die SPD nac 
16jähriger      Mitgliedschaft      verlasse 
müssen.   Der   SPD-Bezirk   Niederrhe'n 

war am 17. September zu der Auflas 
sung  gekommen,  Günter  könne  nie 
länger  SPD-Mitglied   sein,  weil  er dj 
Kommunalwahlliste   der   „Grünen" 
Oberhausen unterzeichnet hatte. 

Haßkampagne der Jusos 
Die  „Juso-Press"  der  Juso  HSG  & 
Universität Kiel  hat in  ihrem  mfor^, 
tionsdienst  für   Erstsmestler  des  Wi 
tersemesters 1979/80 auf den Seiten* 
bis 27 viermal die CDU und den RCy 
als zwei aufeinanderliegende Schwe'' 
karrikiert, deren Schwänze als Hak® 
kreuze gezeichnet sind. Hierzu erkla^ 
MdB Karl-Heinz Narjes: Damit hat o 
Verteufelungskampagne der Jungsoz 
listen gegen die CDU einen neuen T" 
punkt erreicht. Ihr haßerfülltes, von v 
nichtungswillen   getragenes   Verhalt 
kann nicht als bloßer Stilbruch vernie 
licht werden. . 
Die SPD ist aufgefordert zu hande 
Ein offener Brief des RCDS an d 
Landesvorsitzenden Jansen blieb und 
antwortet. Es liegt jetzt bei den Herr 
Brandt und Bahr, sich von den Jung 
zialisten an der Universität Kiel zu tr 
nen. 
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DAG-KONGRESS 

Gewerkschaften sind keine 
Ersatzparteien 
Ein Bekenntnis zur Vielfalt der 
Gewerkschaften hat Helmut Kohl vor 
den Delegierten des 12. DAG- 
Bundeskongresses abgelegt. Ohne 
diesen gewerkschaftlichen Pluralis- 
mus wäre die Entwicklung in der 
Bundesrepublik in den letzten 30 
Jahren anders verlaufen, sagte 
Helmut Kohl. Zugleich bekräftigte er 
die Freiheit der Tarifautonomie. 
Diese setze funktions- und kompro- 
^ißfähige Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände voraus. 
l'Klassenkampfparolen passen nicht 
"i die Landschaft der Tarif- 
Autonomie." 

Wörtlich stellte der Parteivorsitzende 
fest: Die CDU Deutschland bejaht 

?esen gewerkschaftlichen Pluralismus. 
^ir wünschen,  daß es freie deutsche 
Gewerkschaften   gibt.   Für  uns  ist  die 

AG  ein  wesentlicher  und  prägender 
eÜ  der  deutschen   Gewerkschaftsbe- 

wegung. Ihr Beitrag zum Wiederaufbau 
nseres Landes ist untrennbar verbun- 
6fi mit der Geschichte unserer Repu- 
'•k. Diese Geschichte lehrt, daß unser 

/eiheitlich-demokratischer   Rechtsstaat 
n einer besonderen Weise auf die Ta- 
lfautonomie angewiesen ist. 

{.
as heißt, daß zur Tarifautonomie funk- 
°nsfähige und auch kompromißfähige 

^ewerkschaften    und    Arbeitgeberver- 
s
ande gehören. Ohne vernünftige Ein- 
cht — bei aller notwendigen Ausein- 
ndersetzung —,  ohne Fähigkeit zum 

fairen Kompromiß ist dieses wichtige 
Element unserer freiheitlichen Grund- 
ordnung auf Dauer nicht lebensfähig. 

Die Balance zwischen Freiheitsrechten 
und gesamtstaatlicher Verantwortung in 
unserer Verfassung basiert nicht zuletzt 
auf der Dialogfähigkeit aller politisch 
verantwortlichen Instanzen und Institu- 
tionen: dem Grundkonsens in entschei- 
denden politischen Zukunftsfragen. Das 
bedeutet auch Neutralität gegenüber 
politischen Parteien. Neutralität heißt in 
diesem Zusammenhang keineswegs, 
daß man wertneutral ist, daß man nicht 
engagiert Position bezieht in einer 
wichtigen Frage, von der man unmittel- 
bar betroffen ist. Neutralität, wie ich sie 
hier definieren will, heißt, daß man den 
gleichen Maßstab anlegt, loh bin dank- 
bar, hier sagen zu können, daß wir in 
diesen letzten Jahrzehnten gerade in 
den Gesprächen mit der DAG hervorra- 
gende Erfährungen gemacht haben. 

Die Gewerkschaften sind weder Koali- 
tionspartner noch ein verlängerter Arm 
der parlamentarischen Opposition. Sie 
können niemals Ersatzpartei sein, und 
sie stellen auoh keine Nebenregierung 
dar. Wir wünschen ein vernünftiges ver- 
fassungspolitisches Selbstverständnis 
der Gewerkschaften im Rahmen des 
freiheitlichen Rechtsstaates. Deswegen 
unterstützen wir vorbehaltlos die Koali- 
tionsfreiheit und die Tarifautonomie 
und haben dies in unserem Grundsatz- 
programm ausdrücklich bekräftigt. 
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POLIZEI 

Bei Gespräch mit der 
GdP standen Sach- 
fragen im Mittelpunkt 
Auf Initiative der CDU trafen sich 
am 8. Oktober 1979 in Bonn der 
geschäftsführende Vorstand der Ge- 
werkschaft der Polizei (GdP) mit 
dem Vorsitzenden Helmut Schirr- 
macher an der Spitze und die CDU- 
Politiker Alfred Dregger, Benno 
Erhard und Friedrich Vogel. Der 
Themenkatalog reichte von Zu- 
ständigkeitsfragen des Bundes- 
kriminalamtes, der Polizei in Europa, 
Kombattantenstatus für den Bun- 
desgrenzschutz, Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität, einer Hoch- 
schule für Polizeiwissenschaften 
bis hin zur allgemeinen Zusammen- 
arbeit zwischen GdP und CDU. 

Dabei konnte in einigen wesentli- 
chen Punkten Übereinstimmung er- 

zielt werden. Völlig unstrittig war für 
beide Seiten die Feststellung, daß für 
das Funktionieren des Bundeskriminal- 
amtes (BKA) gegenwärtig weder eine 
Änderung des BKA-Gesetzes erforder- 
lich ist, noch die originäre Zuständig- 
keit angetastet werden soll. Vielmehr 
muß das BKA als Informationszentrale 
ausgebaut werden. 
Die Gesprächspartner hielten es ge- 
meinsam für erforderlich, die Zusam- 
menarbeit der Polizei in Europa weiter 
zu entwickeln und zu verstärken. 
In der strittigen Frage des Kombattan- 
tenstatus für den BGS erläuterten beide 
Seiten ihre Standpunkte: 
Nach Auffassung der CDU bedarf es 
zunächst der politischen Klärung, wel- 

che Aufgaben dem Bundesgrenzschutz 
in Zukunft zugewiesen werden sollen, 
und ob die Entscheidung darüber eine 
Änderung des BGS-Gesetzes erforder- 
lich macht. Erst dann wird sich erge- 
ben, ob der Kombattantenstatus für den 
BGS weiter fortbestehen oder entfalle'1 

muß. Die Gewerkschaft der Polizei hin- 
gegen bezeichnete den Kombattanten- 
status für den BGS als nicht existent, 
weil hierfür nach ihrer Auffassung die 
völkerrechtlichen Voraussetzungen feh- 
len. 
Der Vorschlag der GdP, eine Hoch- 
schule für Polizeiwissenschaften zu 

gründen, stieß bei der CDU auf Interes- 
.se. Man war sich einig, das Gespräch 
über dieses Thema zu vertiefen. 
In der Frage der Wahrnehmung von 
Sicherheitsaufgaben durch private Un- 
ternehmen vertraten CDU und Gdr 
übereinstimmend die Auffassung, da» 
das Gewaltmonopol beim Staat bleiben 
müsse. Gleichzeitig wurde aber aucn 
gesehen, daß nicht alle Aufgaben von 
der Polizei allein wahrgenommen wer- 
den können. Es muß nach Auffassung 
der Gesprächspartner sichergesteH 
werden, daß die Übernahme von Sl^ 
cherheitsaufgaben durch Privatunter- 
nehmen nicht leichtfertig jedermann er- 
möglicht werden soll. Es gelte, klar 
Grenzen abzustecken, innerhalb dere 
private Sicherheitsdienste tätig werde 
können. 
Die äußerst erschreckende Entwicklung 
der Rauschgiftkriminalität bedarf nacr" 
übereinstimmender Auffassung der Ge- 
sprächspartner    großer    gemeinsame 
Anstrengungen von Bund und Länder^ 
aber auch aller privaten Einrichtungen 
die hier Hilfe leisten können. 

Im übrigen betonten die Gesprächspar' 
ner,  auch  weiterhin  die   polizeiliche 
Probleme   in   vertrauensvoller   Zusam 
menarbeit zu erörtern. 
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KPV 

Konrad-Adenauer-Preis für 
beispielhafte Kommunalpolitik 
fünfzehn Bürgerinitiativen, Vereine, 
Kommunen und Einzelpersonen 
sind in München mit dem Konrad- 
Adenauer-Preis für Kommunalpolitik 
ausgezeichnet worden. Die von der 
Kommunalpolitischen Vereinigung 
jjer CDU und CSU (KPV) verge- 
benen Medaillen wurden den Preis- 
Wägern in einer Feierstunde vom 
p»"äsidenten des Bayerischen Land- 
tags und stellvertretenden CSU- 
»orsitzenden, Franz Heubl, und vom 
präsidenten des Deutschen Städte- 
[jnd Gemeindebundes und KPV- 
vorsitzenden MdB Horst Waffen- 
Schmidt überreicht. 

^ er Preis wird  alle  drei  Jahre  für 
^ bedeutsame, beispielhafte Leistun- 
^en auf kommunalpolitischem Gebiet 
Ergeben. 

Q°ldplaketten erhielten: 

jT" der Zentralverband  des Deutschen 
b
andwerks für beispielhafte Leistungen 
6| der Erhaltung und Gestaltung deut- 

Scher Städte, 

die   Fankfurter   Werksgemeinschaft 
s Trägerin einer vorbildlichen sozial- 

ysychiatrischen Einrichtung, 
K   der Verein der Freunde von Schloß 
QUtenburg  e. V.  in  München für die 
yestaltung   eines   Kulturprogramms   in 
erbindung mit der langfristigen Siche- 

d 
n9 des Erhalts und  der Umnutzung 

er Schloßanlage, 

^ der  Emsländische   Heimatbund  für 

die Erhaltung der barocken Schloßanla- 
ge Clemenswerth, die zu einem kultu- 
rellen-Zentrum des Emslandes entwik- 
kelt wurde, 

— die Stiftung „Schloßtheater Neu- 
wied" für die Erhaltung des bedrohten 
Schloßtheaters, das durch die privaten 
Initiativen von Stiftung und Förderver- 
ein zu einem kulturellen Mittelpunkt 
entwickelt werden konnte, 

— der Senioren-Club der Initiative 
„Kinderspielplatz Hasenhöhle" in Rhei- 
ne für die ideenreiche Gestaltung eines 
7 500 Quadratmeter großen Spielgelän- 
des durch die Senioren. 

Silberplaketten erhielten: 

— die Stadt Koblenz für bemerkens- 
werte Einzelbeispiele bei der Erneue- 
rung und Umnutzung von für die Stadt- 
gestalt bedeutenden Schlüsselgebäu- 
den, 

— die Stadt Neuss für die freiheitlich 
angelegte Art ihres Schul- und Bil- 
dungssystems, 

— die Stadt Mönchengladbach für ihre 
Leistungen im Bereich der ambulanten 
und außerschulischen Sonderpädago- 
gik durch Einrichtung einer „sozial-päd- 
agogischen Bildungsstätte" sowie für 
ihre Leistungen bei der Gestaltung päd- 
agogisch betreuter Spielplätze, 

— der Kreis Kleve für den überdurch- 
schnittlichen Einsatz von persönlicher 
und finanzieller Leistung bei der Be- 
treuung von Behinderten, 
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— der Landkreis Marburg-Biedenkopf 
für seine breitgefächerte Seniorenpoli- 
tik, bei der unter Beteiligung vieler frei- 
er Träger ein neugegliederter Kreis be- 
merkenswerte Leistungen erzielen 
konnte, 
— Bürgermeister a. D. Heribert Bau- 
mann für seine rollende Sprechstunde 
und weitere Aktivitäten für eine bürger- 
nahe Politik im Bezirk Berlin-Wilmers- 
dorf. 

Bronzeplaketten erhielten: 

— die Stadt Ingolstadt für das „Alten- 
modell Ingolstadt", das durch die Viel- 
falt der Angebote und die bürgerschaft- 
liche Atmosphäre besticht, 

— die Stadt Siegburg für ein interes- 
santes Beispiel kommunaler Senioren- 
politik in Verbindung mit der Einrich- 
tung eines Altenzentrums, 

— die Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler 
für die Restaurierung und Umnutzung 
des ehemaligen kurpfälzischen Rent- 
meistereigebäudes im Stadtteil Bad 
Neuenahr. 

Die Unionsparteien wollen mit der Aus- 
zeichnung durch den Konrad-Adenau- 
er-Preis für Kommunalpolitik besonders 
den Bürgereinsatz in Selbsthilfegrup- 
pen und freien Trägern anerkennen und 
hervorheben, erklärte in München der 
Bundesvorsitzende MdB Horst Waffen- 
schmidt. Die freiheitliche Demokratie 
lebt in entscheidendem Maße vom eh- 
renamtlichen Einsatz der Mitbürger und 
der Arbeit von freien Trägern und Ver- 
einen, die in bürgerschaftlicher Gesin- 
nung dem Allgemeinwohl dienen. Hier 
liegt ein entscheidendes Anliegen der 
Kommunalpolitik von CDU und CSU: 
Die Unionsparteien werden sich bei al- 
len anstehenden politischen Entschei- 
dungen im sozialen und kulturellen Be- 
reich auch in Zukunft soweit wie mög- 

lich für den Vorrang freier Träger ein- 
setzen. 

Diese politische Grundhaltung gilt jetzt 
konkret  bei  der  Beratung  des  neuen 
Jugendhilferechts  im  Deutschen  Bun- 
destag. Die öffentliche Hand soll nicht 
an sich ziehen, was Bürger besser un- 
mittelbar  miteinander füreinander tun 
können.  Es  ist  besser,  einem  Verein 
oder freien Träger einen Zuschuß fur 

die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe 
zu geben, statt für alles und jedes eine 
Behörde   mit   amtlicher  Tätigkeit  und 
amtlichen Richtlinien zu schaffen. 

Für die 65 000 kommunalen Mandatsträ- 
ger  der  Unionsparteien  ist dies  eine 
entscheidende Richtschnur zur Entbji- 
rokratisierung. Mehr denn je muß heut 
betont werden: Die Bürger sollen un 
können nicht alles vom Staat und von 
der öffentlichen Hand erwarten. Die Lei' 
slungsbereitschaft vieler Mitbürger fü 

das Allgemeinwohl  ist groß, wenn si 
von den Verantwortlichen in Staat un 
Gesellschaft   darauf   in   sachgerechte 
Weise angesprochen werden. 

Zu  der Verleihung  des Sonderpreises 
an den Zentralverband des Deutsche 
Handwerks sagte  MdB  Horst  Waffen' 
schmidt auf einer Feierstunde am 
Oktober in Bonn: 
Daß   erstmals   ein    Konrad-Adenaue^ 
Preis für Kommunalpolitik in Gold f 
Sonderpreis  vergeben  wird,   hat  ein 
lange   Vorgeschichte.   Die   Preisrichte 
hat der Gedanke eines Sonderpreise 
bereits seit 1975 bewegt. Ihnen war b* 
reits damals bei der Prüfung  und B 
wertung  der eingereichten  Unterlage 
aufgefallen,   welch   hohen   Anteil   ° 
deutsche Handwerk bei den  hervorr 
genden Leistungen im Umgang mit de 
historischen   Erbe   unserer  gewachs 
nen  Städte  und  Gemeinden  geleis 
hat. 
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• TRANSITVERKEHR 

Hat Bahr das Parlament getäuscht? 
&er Antrag zum Thema „Sicherheit 
der Transitreisenden" berührt Dinge, 
die für die Bundesregierung und 
insbesondere für den damaligen 
»erhandler Egon Bahr von höchster 
Peinlichkeit sind. Es besteht der 
Schwere Verdacht, daß der damalige 
Staatssekretär im Bundeskanzler- 
amt, Egon Bahr, das Parlament 
bewußt getäuscht hat. Die Alter- 
native dazu ist, daß die Bundes- 
regierung seit 1971 eine gravierende 
Einschränkung des Transitabkom- 
Jens mit der DDR hingenommen 
f*t, erklärte MdB Otfried Henning 
"n Bundestag. 

lAforum geht es im Kern? Das Bun- 
*• desministerium  für  innerdeutsche 
.Ziehungen  hat  am  29.  Januar  1979 

e'ne offizielle Pressemitteilung heraus- 
geben, in der es heißt, daß DDR-Be- 
°hner,  die  nach  dem 31.  Dezember 

9^1   geflüchtet  sind,   bei   einer  beab- 
lchtigten   Benutzung   der Transitwege 

.°n und  nach  Berlin  (West)  von  den 
f Börden   der  DDR   unter   Umständen 

stgenommen werden können. In einer 
v
6ndung  des ZDF („Kennzeichen  D") 

.0rT1  15.  Januar  1979  sei   „irrtümlich" 

.Rauptet    worden,    diese    Personen 
°nnten lediglich zurückgewiesen wer- 

ben. 

^ümlich? Im Dezember 1971 hat Egon 
I hr als verantwortlicher Verhand- 
Q
n9sführer und Staatssekretär im Bun- 

8 Kanzleramt dem Parlament das Ge- 
lten versichert. Er hat ausdrücklich 

Sa9t, die DDR habe sich darauf fest- 

gelegt, daß diejenigen, die die DDR 
verlassen hätten, die Transitstrecken 
benutzen könnten. Es sei in einer für 
die DDR verbindlichen Art geklärt, daß 
diese Personen nicht einmal zurückge- 
wiesen, geschweige denn festgenom- 
men würden. Das betreffe rund 2,5 Mil- 
lionen Menschen. Egon Bahr hat dies 
sogar noch einmal bekräftigt. 

Eine Ausnahme gilt lediglich für Deser- 
teure aus der Nationalen Volksarmee 
und den Grenztruppen, nicht aber für 
frühere Angehörige der Volkspolizei, 
des Ministeriums für Staatssicherheit 
oder etwa der Betriebskampfgruppen. 

All diese Fragen sind also selbst bis in 
diese Details 1971 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR 
abschließend geregelt worden. Sie sind 
Teil des Transitabkommens und damit, 
wie die drei westlichen Botschafter 
nach Paraphierung der Dokumente er- 
klärt haben, Teil der zweiten Stufe der 
dreistufigen Berlin-Regelung von 1971/ 
1972. Ihre befriedigende Beantwortung 
war Vorbedingung für die Unterzeich- 
nung des Viermächte-Schlußprotokolls. 

Der Schutz des Transitreisenden vor 
unbegründeten Zwangsmaßnahmen ist 
von der Bundesregierung als die „Ma- 
gna Charta des Transitreisenden" be- 
zeichnet worden. Diese „Magna Char- 
ta" wird nun willkürlich verletzt, und die 
Bundesregierung protestiert nicht ein- 
mal dagegen, sondern weist die dar- 
über korrekt berichtenden Journalisten 
sogar zurecht. 
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TERMINE 

22. 10. CDU NRW 
Landespräsidium, Düsseldorf 

23.124.10. CDU — Bund 
Sportkongreß, Bonn 

24.10. LV Berlin 
Landesvorstand mit MdBs, Berlin 

24.10. CDU Niedersachsen 
Landes-, Bezirks- und Kreis- 
geschäftsführerkonferenz, Werden 

29.10. LV Baden-Württemberg 
Präsidium und Landesvorstand, 
Stuttgart 

29.10. Wirtschaftsrat der 
CDU/CSU — Bund 
Umweltkongreß, Frankfurt 

31.10. LV Berlin 
Landesvorstand, Berlin 

2.11. LV Schleswig-Holstein 
Frauenvereinigung, 
Delegiertentag, Malente 

2.11. CDU — Bund 
Frauenvereinigung, 
Europa-Sektion, Bonn 

2.11. LV Westfalen-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

2.13.11. LV Berlin 
63. Landesparteitag, Berlin 

3.11. CDU — Bund 
Frauenvereinigung, Bundesvor- 
stand und Hauptausschuß, Bonn 

3.14.11. Exil-CDU 
Deutschlandpolitische Regional- 
tagung, Burghausen 

5.11. CDU — Bund 
Bundesvorstand, Bonn 

5.11. Mittelstandsvereinigung der 
CDU/CSU — Bund 
Bundesvorstand, Bonn 

5.11. EAK der CDU/CSU — Bund 
Bundesvorstand, Bonn 

5.16.11. CDU — Bund 
Sozialausschüsse, Sozialsekretärs- 
konferenz, Königswinter 

7.11. CDU — Bund 
Landesgeschäftsführerkonferenz, 
Bonn 

7.11. LV Rheinland 
Kreisgeschäftsführerkonferenz, 
Köln 

7.11. LV Berlin 
Landesvorstand, Berlin 

10.11. CDU Niedersachsen 
Landesausschuß, Hannover 

10.11. CDU — Bund 
Frauenvereinigung, Sitzung AK 
„Medien", Bonn 

10.11. LV Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

12.11. LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

15.11. Union der Vertriebenen und 
Flüchtlinge — Bund 
Vorstand, Bonn 

16.117.11. LV Rheinland 
33. Landesparteitag, Düsseldorf 
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